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Durchführung von Prürungen aul der Grundlage des Beruls-
bildungsgesetzes bei der DBP TELEKOM und der DBP
POSTDIENST

Aufgrund der Beschlußlassung durch den Berulsbildungsausschuß
(BBIA) der DBP werden die

- Prufungsordnung für die Durchführung von Abschlußprüfungen in

anerkannten Ausbildungsberufen (Anlage l), die

- Grundsälze für die Durchlührung von Zwischenprüfungen
(Anlage 2) und die

- Hinweise für die Vorbereitung und Durchführung von Abschluß-
prüfungen in anerkannten Ausbildungsberuten (Anlage 3)

erlassen. Sre ersetzen die bisherigen Regelungen und gelten lür die
DBP TELEKOM und die DBP POSTDIENST.

Oie Anderungen der bisherigen Regelungen waren aus den nach-
lolgend aulgelühnen Gründen ertorderlich:

- Eintührung der Ausbildung
zum/zur Kommunikationselektroniker/in;

- verbesserte BerücksEhtigung der Belange der Behinderteni

- Berücksichtigung der Emplehlung des Hauptausschusses des
Bundesinslituts lür Berufsbildung zur Erhebung personenbe-
zogener Daten;

- Verdeutlichung der Pflicht zur Wahrung des Prüfungsgeheim.
nisses;

- Auswertung der bisher gemachlen Erlahrungen aus der Durch-
führung der Prüfungen.

Die Regelungen sind lür die Durchlührung der Prüfungen in den
Ausbildungsberufen Dienstleistungslachkraft im Poslbetrieb (DFk4,
Kommunikationselektroniker/in (Ke(n)) und auslaufend Fernrnel-
dehandwerker/in (FHandw) sofort mit dem lnkraftkelen anzuwen-
den. Übergangsregetungen sind nicht erforderlich Es beslehen
keine Bedenken, bei den Abschlußprüfungen FHandw § 21, Ab-
satz 6 der Prüfungsordnung in der bisherigen Verfahrensweise
anzuwenden,

Dreses Amlsblatt ist in ausreichender Stückzahl gedruckt worden
Es kann beim Vertrieb amtlicher Blätter berm Postanrt Köln 1,

Poslfach 10 90 01, 5000 Köln 1 abgelordert werden.

Verteiler:

- lllitglieder und stellvertr. Mitglieder der Prüfungsausschüsse

- Relerate lür Berufl. Bildung; Ausbildungsberateri Personalräle

- Krätte der Berulsbildungsstellen

- Azb Ke(n): je 3 Stück pro Lernecke; Azb DFkr: eine ausreichende
Anzahl an Exemplaren zur Einsichtnahme und Ausleihe
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Anlage 1 zur Amtsblvfg T 77l'1990

ng für die Durchführung von Abschlußprüfungen
Ausbildungsberufen (PrO Azb)

Aufgrund des Beschlusses des Berufsbildungsausschusses der Deutschen Bundespost (DBP) vom
5. 12. 88 erlassen die DBP TELEKOM, Generaldirektion und die DBP POSTDIENST, Generaldirektion
als zuständige Stellen nach §§ 41 Satz 1, 58 Abs. 2 Berufsbildungsgesetz (BBic) vom 14. B. l969
(BGBI. I S. 1112), zuletzt geändert durch das Berufsbildungsförderungsgesetz vom 23. 12. 1981
(BGB|. I S. 1692), die folgende Prüfungsordnung für die Durchführung von Abschlußprüfungen in
anerkannten Ausbildungsberufen.

Von dieser Prüfungsordnung sind Frauen und Männer gleichermaßen betroffen.
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Abschnitt I

Prülungsausschüsse

§1
Errichtung

(1) Für die Abnahme der Abschlußprüfung errichten die Ober-
postdireknonen (OPDn) im Aufkag der Generaldirektion alsder
zuständigen Stelle Prüfungsausschüsse (§ 36 Satz 1 BBiG).

(2) Für einen Ausbildungsberuf können bei Bedarf, ins-
besondere bei einer großen Anzahl von PrüIlingen und bei

besonderen Anlorderungen in der Ausbildungsordnung,
mehrere PrüIungsausschüsse errichtet werden.

(3) Für Prüllinge nach § 9 Abs. 2 sind Prütungsausschüsse mit
besonderer Erlahrung in der Erwachsenenbildung zu berufen.

(4) Mit Zustimmung der Generaldirektion können mehrere
OPDn bei einer von ihnen gemeinsame Prüfungsausschüsse
errichten (§ 36 Satz 2 BB|G).

§2
Zusammensetzung und Berurung

(1) Der Prüfungsausschuß besteht aus sechs Mtgliedern
(vgl § 37 Abs 1 bis 3 BBiG), und zwar aus

1 zwei Beauftragten der DBP aus der Fachrichtung, die
dem Ausbildungsberuf entspricht, in dem die Abschluß"
prüfung stattfindet; ein Beauftragter muß dem gehobenen
Dienst, einer dem mittleren Dienst angehören oder die
Abschlußprüfung für den Ausbildungsberuf erfolgreich
abgelegt habeni von den beiden Beauflragten soll
mindestens einer Erfahrungen in der Ausbildung für den
Ausbildungsberuf haben,

2 zwei Beauftragten der bei der DBP vertretenen Gewerk-
schaften; die Beauftragten der Gewerkschatlen werden aul
Vorschlag der im OPD-Bezirk zuständigen Gewerkschaften
beruten,

3 zwei Lehrkräften von berufsbildenden Schulen; die Lehr-
krätte werden im Einvernehmen mit der Schulaufsichts-
behörde oder der von rhr bestimmten Stelle berulen.

Die Mitglieder haben Stellvertreter, die Stellvertreter der Mit-
glleder zu Nr 1 müssen die dort genannten Bedingungen
erfüllen.

(2) Mitglieder und stellvertretende Mitglieder müssen für
die Prülungsgebiete sachkundig und für die Mitwirkung im
Prüfungswesen geeignet sein (§ 37 Abs. '1 Satz 2 BBIG).

(3) Mitglieder und stellvertretende Mitglieder werden von der
OPD fur drei Jahre berufen (§ 37 Abs. 3 Satz'l BB|G).

(4) Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausreichender Zahl
innerhalb einer von der OPD gesetzten angemessenen Frist
vorgeschlagen, so beruft die OPD insoweit nach pflicht-
gemäßem Errnessen (§ 37 Abs 3 Satz 4 BBiG).

(5) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Prü-
fungsausschüsse können nach Anhören der an ihrer Berufung
Beteiliglen aus wichtigem Grund abberufen werden (§ 37
Abs 3Satz5BBiG).

(6) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuß lst ehrenamtlich,
soweit eine Entschädigung für bare Auslagen und für Zeit-
versäumnisse zu gewähren ist, wird deren Höhe von der
Generaldirektion festgesetzt (vgl § 37 Abs. 4 BBIG).

(7) Von Absatz 1 darf nur abgewichen werden, wenn andern.
falls die erforderliche Zahl von Mitgliedern des Prütungs-
ausschusses nicht berufen werden kann (§ 37 Abs 5 BBiG)
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§3
Belangenheit

('1 ) Bei der Zulassung und Prüfung dürfen Prütungsausschuß-
mitglleder nicht mrtwirken, die mit dem Prüfling verheiratet
oder verheiratet gewesen oder mit ihm in gerader Linie
verwandt oder verschwägert oder durch Annahme an Kindes
Stait verbunden oder rn der Seitenlinie bis zum dritten Grade
verwandt oder bis zum zweiten Grade verschwägert sind,
auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerschaft
begründet isl, nichl mehr besteht.

(2) Prülungsausschußmitglieder, die sich belangen fuhlen,
oder Prüflinge, die die Besorgnis der Befangenheit geltend
machen wollen, haben dies der OPD mitzuteilen, während der
Prüf ung dem PrüfungsausschuB

(3) Die Entscheidung über den Ausschluß von der Mitwirkung
trifft die OPD, während der Prdfung de. Prüfungsausschuß.

(4) Wenn infolge Befangenheit eine ordnungsgemäße Be-
setzung des Prüfungsausschusses nicht möglich ist, kann
die OPD die Durchführung der Prüfung einem anderen
Prüfungsausschuß übertragen. Oas gleiche gilt, wenn eine
objektive Durchführung der Prufung aus anderen Gründen
nicht gewahrleistet erscheint.

§4
Vorsitz, Beschlußlähigkeit, Abstimmung (§ 38 BBiG)

(1) Der Prufungsausschuß wählt aus seiner [,4(te e]nen Vor-
sitzenden und dessen Stellvertreter. DeI Vorsitzende und
sern Stellverlreler sollen nicht derselben Mitgl edergruppe
angehören. Während der Amlszeit sollte der Vorsitz zwischen
den Gruppen wechseln.

(2) Der Prüfungsausschuß ist beschlußfähig, wenn min-
destens 4 Mitglieder mitwirken. Er beschließt mit der l\y'ehIheit

der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die
Slimme des Vorsitzenden den Ausschlag

§5
Geschäftslührung

Die OPD regelt im Einvernehmen mit dem PrüIungsausschuß
dessen Geschäftstührung, insbesondere Einladungen und
Durchtührung der Beschlüsse.

§o
Verschwiegenheit

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und alle an der
Vorbereitung und Durchführung der Prüfung Beteiligten
haben über alle Prüfungsvorgange (einschließlich der
Prüfungsergebnisse) gegenüber Dritten Verschwiegenheit
zu wahren. Dies gilt nicht gegenüber dem Berufsbildungs-
ausschuß. Ausnahmen von Satz 1 bedrirfen der Einwilligung
der zuständrqen Slelle.

Abschnitt ll

Vorbereitung der Prüfung

§7
Prülungstermine

(1) Die OPD bestimmt in der Begelzwei tür die Durchführung
der Prüfung maßgebende Termine im Jahr. Die Termine sind
ein Jahr im voraus zu planen und so zu legen, daß innerhalb
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der Ausbildungszeit die gesamte prüfung abgelegt und das
Ergebnis bekanntgegeben werden kann. Dre prüfung darf
nicht früher als zwei Monate vor Ende der Ausbildungszeit
beginnen r). Davon unberührt bleibt s I Abs. 't.

(2) Die OPD gibt den Prülungsausschüssen und den beteitig-
ten Berufsbildungsstellen und Berulsschulen die Termine für
alle Prütungsteile spätestens 10 Monate vorher bekannt.

(3) Die OPD veröffentlicht die Termine iir alle prüIungsteile
einschliirßlich der Anmeldelrislen in ihrem Bezirksblatt
spälestens drei Monate vor Ablaut der Anmeldefrist.

(4) Wird die Abschlußprüfung mit einhei ichen überregionaten
Prüfungsaufgaben durchgeführt, sind einhei iche prülungs-
tage anzusetzen.

(5) Sofern die Flegelpnilungstermine die Wederholungs-
Iristen gem. § 24Abs.2 nichterlassen, sind lür Wiederholungs-
prüfungen zusätzliche Termine anzusetzen.

§8
Zulassungsvoraussetsungen für die Abschlußprütung

(1) Zur Abschlußprüfung ist zugelassen (s 39 Abs. 1 BBiG),
'1. wer die Ausbildungszeil zurückgelegt hat oder wessen

Ausbildungszeit nicht später ats zwei Monate nach dem
Prüfungstermin endel,

2. wer an der vorgeschriebenen Zwischenprüfung teilgenom-
men sowie vorgeschriebene Berichtshelte (Ausbildungs-
nachweise) geführt hat und

3. wessen Berulsausbildungsverhältnis in das Verzeichnis
der Berutsausbildungsverhältnisse eingetragen oder aus
einem Grund nicht eingekagen ist, den weder der Auszubil-
dende noch dessen gesetzlicher Vertreter zu vertreten hat.

(2) Körperlich, geislig oder seelisch Behinderte sind zur
Abschlußprüfung auch zugelassen, wenn dia Voraussetzun-
gen des Abs. 1 nicht vorliegen (vgl. § 48 Abs. 3 Nr. 2 BBic),
soweit es Art und Schwere der Behinderung erfordern. Die
Behinderung isl auf Verlangen der OPD oder des prülungs-
ausschusses (vgl. § 11 Abs. 1) durch Vorlage eines amts-
oder postärztlichen Attestes nachzuweisen.

§e
Zulassungsvoraussetzungen in besonderen Fällen

(§ 40 BBic)

(1) Auszubildende können nach Anhören des Ausbildenden
und der Berulsschule vor Ablauf ihrer Ausbildungszeit zur
Abschlußprülung zugelassen werden, wenn ihre Leislungen
dies rechttertigen,

(2) Zur Abschlußprülung ist auch zuzulassen, wer nachweisl,
daß er mindestens das Zweifache der Zeit, die als Ausbildungs-
zeit vorgeschrieben ist, in dem Beruf tätig gewesen ist, in dem
er die Prüfung ablegen will. Hiervon kann abgesehen werden,
wenn durch Vorlage von Zeugnissen, Bescheinigungen nach
§ 86 BB|G oder auf andere Weise glaubhaft dargetan wlrd,
daß Kenntnisse und Fertigkeiten erworben wurden, die die
Zulassung zur Prüfung rechtfertigen. Bewerber, die eine
Prüfung nach § 10, Abschnitt l, Abs.4 des Tarituertrages fürdie
Arbeiter der DBP mit Ertolg in der dem Ausbildungsberut ent-
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sprechenden Fachrichtung abgelegl haben, können vor Ablauf
der in Satz 1 genannten Zeil zur AbschlußprüIung zugetassen
werden. Zu welchem Zeitpunkt die Zulassung frühestens
erfolgen darf, bestimmt die Generaldirektion nach vorheriger
Beratung im Berufsbildungsaus_schuß. Die prüIung ist von
einem Prüfungsausschuß gemäß § 't Abs. 3 für djese Gruppe
gesondert abzunehmen; der bisherige berufliche Werdegang
des Prüflings ist dabei angemessen zu beachten.

(3) Zur Abschlußprüfung ist ferner zuzulassen, wer in einer
berulsbildenden Schule oder sonstigen Einrichtung ausge-
bildel worden ist, wenn dieseAusbildung der Berulsausbitdung
in dem anerkannten Ausbildungsberuf entspricht, in dem die
Prüfung abgelegt werden soll.

§ 10

Anmeldung zur Prütung

(1) Die Anmeldung zur Prüfung hat schrifllich nach den von
der OPD bestimmten Anmeldelristen durch den Ausbildenden -

mit Zustimmung des Auszubildenden zu erfolgen. Bei der
Anmeldung zur Prüfung ist auf das Vorliegen einer Behinde-
rung hinzuweisen, wenn diese bei der Durchlührung der
Prülung berücksichtigt werden soll.

(2) ln besonderen Fällen können prüfungsbewerber selbst
den Ankag auf Zulassung zur PrüIung stellen. Dies gilt beson-
ders in Fällen gemäß § 9 und bei Wiederholungsprüfungen,
falls ein Ausbildungsverhältnis nicht mehr besleht.

(3) Für die Entgegennahme der Anmetdung ist die jeweitige
OPD zuständig.

(4) Bei der Anmeldung sollen vortiegen

1. in den Fällen der §§ I und I Abs. I
a) vorgeschriebene Berichtshefte (Ausbildungsnach-

weise),

b) das letzte Zeugnis der berutsbildenden Schule,

c) weitere vorhandene Ausbildungs- und Tätigkeitsnach-
weise.

2. in den Fällen des § I Abs. 2 und 3

a) Tätigkeitsnachweise od6r glaubhafte Darlegung über
den Erwerb von Kenntnissen und Fertigkeiten im Sinne
des § 9 Abs. 2 oder Ausbildungsnachweise im Sinne
des§9Abs.3,

b) das letäe Zeugnis der zuletzt besuchten berufsbil-
denden Schule,

c) ggf. weitere Ausbildungs- und Tätigkeitsnachweise.

§ 11

Entscheidung über die Zutassung

(1) Über die Zulassung zur Abschlußprüfung entscheidet
die OPO. Hält si€ die Zulassungsvoraussetzungen nicht für
gegeben, so entscheidet der Prüfungsausschuß (§ 39 Abs 2
BBiG).

(2) Die Entscheidung über die Zulassung ist den Prüfungs-
bewerbern rechtzeitig unter Angabe des Prüfungstages, des
Prüfungsortes und des Prüfungsausschusses sowie der
mitzubringenden Arbeits- und Hillsmittel milzuteilen.

(3) Die Zulassung kann vom Prütungsausschuß bis zum
ersten Prüfungstage, wenn sie aufgrund von gefälschten
Unlerlagen oder lalschen Angaben ausgesprochen wird,
widerrulen werden-

r) Solern aulgrund von Länderregelungen schutische Abschtußp.ütungen
vorgeschieben sind, kann von dres€r Fisr g€ingfügig abgewichon werd!n,
wenn dadurch Doppslprülungen in einzetnen Prütungstsiten, Jächem odor
-qobrelen vermioden werden.
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Abschnitt lll

Durchlührung der Prülung

§ 12

Prütungsgegensland (vgl. § 35 BB|G)

Durch die Abschlußprüfung ist lestzuslellen, ob der Prüfling
dre erlorderlichen Fertigkeiten beherrschl, die notwendigen
praktischen und theoretischen Kennlnisse besitzt und mil dem
im Berufsschulunterricht vermittelten, fürdie Berutsausbildung
wesenllichen Lehrstotf vertraut ist. Die Ausbildungsordnung
ist zugrunde zu legen.

§ 13

Gliederung der Prüfung

(1) Soweit die Ausbildungsordnung nichts anderes bestimmt,
soll sich dre Prülung in eine Fertigkerts- und eine Kennlnis-
prülung (Prulungsteile) gliedern. Die Kenntnisprütung kann in
Prütungslächer, diese können in Prütungsgebiete gegliedert
werden. Die Ferligkertsprülung kann aus Arbeitsproben und
Prulungsstück bestehen. Während der Fertigkeitsprülung
konnen Fragen gestellt werden, die damrl im Zusammenhang
stehen.

(2) Die Kenntnisprüfung ist schriltlch durchzuführen. Eine
mündliche Prülung bzw Ergänzungsprütung ist durchzu-
tühren, soweit die Ausbildungsordnung dies vorschreibt.

(3) Wird eine mündliche Prülung oder eine Ergänzungs-
prülung durchgelühd, sind nicht mehr als 6 Pruflinge in einer
Gruppe zusammenzutassen.

(4) Nehmen körperlich, geistig oder seelisch Behinderte an
der Prütung teil, sind die besonderen Belange dieser Prüflinge
im Benehmen mit ihnen ber der Prütung zu berücksichtigen,
soweil es Arl und Schwere der Behinderung erfordern. Die
Behinderung ist auf Verlangen der OPD oder des Prüfungs-
ausschusses durch Vorlage ernes amts- oder postärztlichen
Attestes nachzuwersen.

§ 14

Prüfungsaulgaben

(1) Der Prüfungsausschuß beschließt auf der Grundlage der
Ausbildungsordnung die Prüfungsaufgaben.

(2) Der Prülungsausschuß ist gehalten, überregional erstellte
Prütungsaufgaben und ggl. überregional erstellte Bewertungs-
maßstäbe zu übernehmen. Dabei ist davon auszugehen,
daß auch Prüfungen innerhalb eines OPo-Bezirks, bei denen
mehr als ein Prüfungsausschuß mitwirkt, als überregional
anzusehen sind. Das für die Festlegung von überregionalen
Prüfungsaufgaben zuständige Gremium wird enlsprechend
§ 2 Abs. 3 tür drei Jahre beruten, es besteht aus folgenden
Mitgliedern:

zwei Beauttragten der DBP,

zwei Beauttragten der bei der OBP vertretenen Gewerk-
schaflen und

zwei Lehrkrätten von berufsbildenden Schulen.

(3) Die Mitglieder des Gremiums gem. Abs.2 haben Slell-
verlreler.

(4) Die Milglieder gem. Abs 2 und dle Stellverlreter gem.
Abs 3 müssen Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder der
gemäß § 2 Abs. 1 gebildeten Prüfungsausschüsse sern.
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§ 15

Nichtöflentlichkeit

('l ) Die Prüfungen sind nicht öttentlich; Vertreter der General-
direktion, der OPO und der berufsbildenden Schulen, bei
denen ein vorwiegend dienstliches lnteresse vorliegt, sowie
die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Beruts-
bildungsausschusses können anwesend sein. Der Prulungs-
ausschuß kann im Ernvernehmen mit der OPD andere
Personen als Gäste zulassen. § 6 gilt für anwesende Dritte
sinngemäß.

(2) Bei der Beratung über das Prüfungsergebnis dürlen nur die
Mitglieder des Prüfungsausschusses anwesend sein.

(3) Die Beteiligung der Personalräte richtet sich nach dem
Bundespersonalvertretungsgesetz und den hierzu erlassenen
Verlügungen. Dem zuständigen Personalrat sind Art, Zeit und
Ort der Prütung sowie Zahl der Prüflinge und die Ausbrldungs-
ämter rechtzeilig mitzuteilen. Oer Personalrat soll das Mrtglied,
daszur Prülung entsandt wird, der Prüfungsbehörde möglichsl
vor der Prülung schnttlich benennen.

(4) Nehmen körperlich, geistig oder seelisch Behinderte
an der Prufung leil, so richtet sich die Beteiligung der
Schwerbehindertenverlretung nach dem Schwerbehrnderten-
gesetz (Schwbc) und den Richtlinren Schwerbehinderte
(RichtlSchwb). Oer zuständigen Schwerbehinderlenverlretung
sind Art, Zeit und Ort der Prülung sowie Namen und Aus-
bildungsämter der behinderten Prüflinge rechtzeitig mit-
zuteilen. Die Schwerbehindertenvertretung soll das Mitglied,
das zur Prülung entsandt wird, der Prülungsbehörde mögIchst
vor der Prüfung schrifllich benennen

§ 16

Leitung und Aulsicht

(1) Die Prülung wird unler Leilung des Vorsitzenden vom
Prülungsausschuß abgenommen.

(2) Bei schrittlichen Prüfungen regelt die OPD im Einver-
nehmen mit dem Prülungsausschuß die Aufsichtsführung, die
sicherstellen soll, daß der Prüfling die Arbeiten selbständig und
nur mit den erlaubten Arbeits- und Hillsmitteln auslührt.

(3) Die Anlertigung des Prülungsstückes ist von mrndestens
einem Mttglled des Prülungsausschusses zu überwachen. Die
Anlertigung der Arbeitsproben ist von mindestens zwei, nicht
der gleichen Gruppe angehörenden Mitgliedern des Prüfungs-
ausschusses zu überwachen. Oie mil der Überwachung
beauttragten Mitglieder beslimmt der Prülungsausschuß.

§ 17

Ausweispllicht und Belehrung

Oie Prüflinge haben sich auf Verlangen des Vorsitzenden oder
des Aulsichtsführenden über ihre Person auszuweisen. Sie
sind vor Beginn der Prüfung über den Prüfungsablaul, die zur
Verfügung stehende Zeit, die erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel,
die Folgen von Täuschungshandlungen und Ordnungsver-
stößen sowie über das Verhalten bei Erkrankung zu belehren.

§ 18

Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöß6

(1) Prüllinge, die sich einer Täuschungshandlung oder einer
erheblichen Störung des Prüfungsablauls schuldig machen,
kann der Aufsichtstührende von der Prütung vorläulig aus-
schließen.



Amtsbl24, 15 3. 1990

(2) Über den endgüttigen Ausschluß und die Folgen ent-
scheidet der Prülungsausschuß nach Anhören des Prüllings.
ln schwerwiegenden Fällen, insbesondere bei vorbereileten
Täuschungshandlungen, kann die Prülung für nrchl bestanden
erklärt werden. Das gleiche gilt bei innerhalb eines Jahres
nachträglich festgestellten Täuschungen.

(3) Wird eine Prülung wegen Täuschungsversuchs als nicht
bestanden erklärt, muß der Prüfling eine etwaige Wisder-
holungsprülung in vollem Umlang ablegen. Die Wieder-
holungskist beträgt 3 Monate.

§19
Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Prülungsbewerber können nach erlolgter Anmeldung
rechtzeitig vor Beginn der Prüfung durch schriftliche E.klärung
zurücktreten. ln diesen Fällen gilt die Prüfung als nicht ab-
gelegt.

(2) Treten Prütungsbewerber nach Beginn der Prüfung
zurück, so können bereits erbrachle, in sich abgeschlossene
Prüfungsleistungen nur anerkannt werden, wenn ein wichtiger
Grund lür den Rücktritt vorliegt (2. B. im Klankheitslall durch
Vorlage eines ärztlichen Attestes).

(3) Errolgt der Bücktritt nach Beginn der Prutung oder nimmt
ein Prüfungsbewerber an der Prüfung nicht terl, ohne daß
ein wichliger Grund vorliegt, so grlt dre Prülung als nicht
bestanden.

(4) Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes entscheidet
der Prüfungsausschuß.

Abschnitt lV

Bewertung, Feststellung und Beurkundung
des Prüfungsergebnisses

§20
Bewerlung

(1) Die Prüfungsleislungen gemäß der Gliederung der Prü-
lung nach § 13 sowie die Gesamtleistung sind - unbeschadet
einer Gewichlung von einzelnen Prüfungslerstungen aulgrund
der Ausbildungsordnung - wie folgt zu bewerten:

Eine Leislung, die den Anlorderungen in besonderen Maße
entspricht,
= 10O-92 Punkte = Note I = sehr gut,

eine Leistung, die den Anlorderungen voll entspricht,

= unter 92-81 Punkte = Note 2 = gut,

eine Leistung, die im allgemeinen den Anforderungen ent-
spricht,

= unler 81 -67 Punkte = Note 3 = belriedigend,

eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im ganzen den
Antorderungen noch entspricht,

= unter 67-50 Punkte = Note 4 = ausreichend,

eine Leistung, die den Anlordorungen nicht entspricht, jedoch
erkennen läßt, daß die notwendigen Grundkenntnisse vor-
handen sind,

= unter 50-30 Punkte = Note 5 = mangelhatt,

erne Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht und bei
der selbst die Grundkenntnisse lückenhaft sind,

= unter 30-0 Punkte = Note 6 = ungenügend
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(2) Mittelwerte sind nicht unter Verwendung von Noten,
sondern unter Verwendung von Punkten zu ermitteln. Bei
der Punkteermrttlung ist das Ergebnis stets in ganzen
Punkten anzugeben, ggl. sind die allgemeinen Flundungs-
bestimmungen anzuwenden.

(3) Bei programmierler Prüfung ist erne der Prulungsart ent-
sprechende Bewertung vorzunehmen.

(4) Jede Prüfungsleistung ist von mindestens zwei Mitgliedern
des Prüfungsausschusses getrennt und selbständig zu be-
urteilen und zu bewerten.

(5) Lesbare Entwürfe und Skizzen sind mit zu beurteilen
und zu bewerten, wenn der Prüfling die Reinschriften nicht
vollendet hat.

§21
Feslslellung des Prüfungsergebnisses

(1) Der Prüfungsausschuß stellt gemeinsam die Ergebnisse
der einzelnen Prütungsleistungen sowie das Gesamtergebnis
der Prütung lest.

(2) Die Prüfung ist insgesamt bestanden, wenn in den einzel-
nen Prülungsteilen [vgl. § 13 (1)] mindestens ausreichende
Leistungen erbracht sind, soweit die Ausbildungsordnung
nichts anderos bestimmt.

(3) Über die Prülung ist eine Niederschritt nach Vorgabe der
Generaldirektion zu tertigen. Sie ist von den Mrtgliedern des
Prülungsausschusses zu unlerzerchnen.

(4) Uber das Ergebnis der Prülung ist ein Vermerk nach
Vorgabe der Generaldirektion zu lertigen. Dieser ist in die
Personalakte aulzunehmen.

(5) Kann ein Prüfling aufgrund der Ausbildungsordnung einen
Ankag aul Ergänzungsprüfung stellen, so teilt rhm die OPO
dies unter Angabe der brs dahin erzielten Prüfungsleistungen
innerhalb von 3 Wochen nach Abschluß des zuletzt abgelegten
Prütungsteils schrittlich mit.

(6) Kann ein Prülling aufgrund der Ausbildungsordnung eine
mündliche Prülung beankagen oder muß er nach Ermessen
des Prülungsausschusses an einer mündlichen Prüfung teil-
nehmen, so sind ihm alle vorliegenden Prüfungsnoten recht-
zeitig vor dem Termin der mündlichen Prüfung bekanntzu-
geben.

(7) ln den Fällen der Absälze 5 und 6 setzl dre OPD dem
Pnifling eine Erklärungstrist.

(8) Der Prütungsausschuß leilt dem Prüfling am Tag der
mündlichen Prüfung bzw. am Tag der Ergänzungsprüfung
unter Angabe der Einzelnoten mit, ob er die Prütung ,bestan-
den" oder ,,nicht bestanden" hat. Die Prülungsleistungen sind
ggl. kurz zu erläutern ; erlorderlichenlalls mil dem 6inzelnen
Prütling anhand der Prütungsarbeiten. Dem Prülling ist unver-
züglich erne vom Vorsitzenden zu unterzeichnende Bescheini-
gung nach Vorgabe der Generaldirektion auszuhändigen.

(e)

a) Kann ein Prüfling aufgrund der Ausbildungsordnung nicht
an einer Ergänzungsprülung teilnehmen, teilt die OPD ihm
innerhalb von 3 Wochen nach Abschluß des letzlen
Prütungsteils schriftlich mit, ob er die Prütung ,,bestanden"
oder .,nicht bestanden" hat.
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b) Kann ein Prülling aufgrund der Ausbildungsordnung nicht
an einer mündlrchen Prüfung teilnehmen, teilt der Prülungs-
ausschuß ihm schriltlich mit, ob er die Prülung ,Destanden"
oder ,nicht bestanden" hat

(10) AIs Termin des Bestehens bzw. des Nichtbestehens gilt

a) der Tag der mündlichen Prütung bzw. de. Tag der Er-
gänzungsprüfung,

b) in den Fällen des Abs. 5, in denen ein Anlrag aut
Ergänzungsplufung nicht gestellt worden ist, der letzte
Tag der von der OPD gesetzten Erklärungsfrrst,

c) in den Fällen des Abs.6, in denen eine mündliche Prufung
nicht stattfindet, der letzte Tag der dem Prüfling gesetzten
Erklärungsfrist

d) in den Fällen des Abs.9 der Tag der Ausferlrgung der
Mitteilung; die Bechlsbehellsbelehrung nach § 25 bleibt
unberührt.

§22
Prütungszeugnis

(1) Uber die bestandene Prülung erhält der Prütling von der
OPO ein Zeugnis (vgl § 34 BBiG) gemäß Vorgabe der General-
direklron.

(2) Das Prüfungszeugnis enthält

a) die Bezeichnung ,Prü,ungszeugnis nach § 34 BBiG",

b) die Personalien des Prüflings,

c) den Ausbildungsberuf,

d) das Gesamtergebnis der Prülung und die Ergebnisse von
einzelnen Prülungsleistungen,

e) das Prüfungsdatum gemäß § 21 Abs. 10,

f) die Unterschriften des Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses und des Beauttragten der OPD mit Abdruck des
Dienststempels.

§23
Nicht bsstandene Prülung

(1) Bei nicht bestandener Prülung erhalten der Prüfling und
ggf. sein gesetzlicher Vertreter sowie der Ausbildende von der
OPD einen schriftlichen Bescheid nach Vorgabe der General-
direktion über die Einzelergebnisse der Prütung. Darin ist nach
Maßgabe der Ausbildungsordnung auch anzugeben, welche
Prütungsteile, -lächer bzw. -gebiete in einer Wiederholungs-
prülung nicht mehr wiederholl zu werden brauchen.

(2) Aul die besonderen Bedingungen der Wiederholungs-
prüfung gemäß § 24 ist hinzuweisen.

Abschnitt V

§24
Wiederholungsprürung

(1) Eine nicht bestandene Abschlußprüfung kann zweimal
wiederholt werden (vgl. § 34 Abs. 1 Satz 2 BBic).

(2) Die Wiederholungsfrisl kann drei oder sechs Monate
bekagen. lhre Dauer empliehlt der Prüfungsausschuß. Die
Entscheidung tritlt der Auszubildende, ggl, sein gesetzlicher
Vertreter. Eine von der Emplehlung abweichende Entschei-
dung ist der OPD schriltlich innerhalb von zwei Wochen nach
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses mitzuteilen,
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(3) ln den Fällen der §§ I und I Abs. 1 muß die Zulassung
zur letztmöglichen Wiederholungsprülung innerhalb eines
Jahres - gerechnet vom Tage der Beendigung der ersten
nicht bestandenen Prüfung an - ertolgen. Wird die Anmelde-
lrisl nicht gewahrt, so ist dre Zulassung zu einer emeulen
Pnilung zu einem späteren Zeitpunkt im Rahmen des § I
Abs. 2 möglich.

(4) Hal ein Prüfling bei nrcht beslandener Prüfung in einem
PrüIungsteil, Prüfungsfach bzw. Prülungsgebiel mindestens
ausreichende Leistungen erbracht, so ist diese Prütungs-
leistung nichl zu wiederholen, solern der Prüfling innerhalb von
zwei Jahren - gerechnet vom Tage, an dem ihm das Nicht-
bestehen der Prüfung bekanntgegeben worden ist (vgl. § 21

Abs. 10) - zur Wiederholung angemeldel wird bzw. sich selbst
anmeldet. Läßl die Ausbildungsordnung die Befreiung von
Prüfungsleistungen nur aut Antrag des Prüllings zu, so gilt
die Regelung der Ausbildungsordnung.

(5) Die Vorschriften über die Anmeldung und Zulassung
(§§ I bis 11) gelten sinngemäß. Bei der Anmeldung sind
au8erdem Ort und Datum der vorausgegangenen Prülung
anzugeben

Abschnitt Vl

Schlußbestimmungen

§25
Bechlsbehelfe

Maßnahmen und Entscheidungen der Prüfungsausschüsse
sowie der OPDn sind, soweit es sich dabei um Verwaltungs-
akte handelt, bei ihrer schnftlichen Bekanntgabe an den
Prülungsbewerber oder den Prufling mit einer Rechlsbehelfs-
belehrung zu versehen. Diese richtet sich im einzelnen nach
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. 1. 1960 (Amtsblvlg
155/'1960, S 209) in Verbindung mil dem Rundschreiben des
Bundesministers des lnnern vom 3. 11. 1972 (Vlg 911 1080-7
vom I 1 1973)

§26
Prütungsuntorlagen

(1) Die schrifllichen Prütungsarbeiten sind 2 Jahre, dre Anmel-
dungen und Niederschnften gemäß § 21 Abs. 3 sind 10 Jahre
aulzubewahren.

(2) Der Prütling kann beim Beschättigungsamt (Beruls-
bildungsstelle - oder sofern eine solche nicht vorhanden isl -
Personalstelle), aul seinen Wunsch auch beiderOPD, Einsicht
in die von ihm getertigten Prüf ungsarbeiten einschließlich
ihrer Bewertung nehmen. Oabei ist das Prülungsgeheimnis
zu wahren und sicherzustellen, daß die Prülungsarberlen
unverändert bleiben.

§27
Sonderbeslimmungen tür Auszublldendo

in der Berufsausbildung zum Fernmeldehandwerker

(1) Anstelle des § 13 (2) Satz 2 gilt:

Der Prülling kann in einzelnen oder allen Fächern der
Kenntnisprüfung eine mündliche Prülung verlangen.
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(2) Anstelle des § 21 (2) gilt:

Die Prüfung ist insgesamt bestanden, wenn beide Prüfungs-
terle (Fertigkeits- und Kenntnisprülung) mit mindestens
ausreichend bewertel werden. Das Ergebnis der Ferligkerts-
prülung oder der Kenntnisprülung kann nicht mehr aus-
reichend sein, wenn die Note in einem Prülungsfach oder
in einer Arbeitsprobe ungenügend ist; das Ergebnis der
Kenntnisprütung kann ebenlalls nicht mehr ausreichend sein,
wenn das Prülungslach Fachkunde oder das Prüfungslach
Technisch6s Rechnen mit mangelhatt beurteill wird.

ln der Fertigkeitsprülung kann nur olne mangelhalte Note
durch eine mindestens befriedigende Note in einer anderen
Arbeitsprobe der FertigkeitsprüIung ausgeglichen werden.

ln der Kenntnisprüfung kann eine mangelhatte Note im
Prütungsfach Wirtschafls-, Sozial- und Berufskunde durch eine
mrndestens befriedigende Note rm Prütungsfach Fachkunde
oder Technisches Flechnen ausgeglichen werden.
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Nicht ausreichende schriftliche Prülungsleislungen können
durch mündliche Prülungsleislungen ausgeglichen werden
Dies setzt voraus, daß der Prüfling die mündliche PrüIung
in einzelnen oder in al,en Fächern verlangt. Oie Fachnote
ergibt sich dann aus der Mitlelwertbildung derschriftlichen und
mündlichen Prülungsleistung.

Darüber hinaus kann das Ziel eines Verlangens aul Ab-
legung einer mündlichen PrüIung die Verbesserung einzelner
Fachnoten und ggt. der Gesamtnote der Kenntnisprülung
setn.

(3) Zu § 21 (6) gilt ergänzend:

Der Prülling kann in Anlehnung an die Ausbildungsordnung
nach § 27 Absatz 1 dieser Prulungsordnung eine mündliche
Prüfung verlangen. Auf Wunsch des Prüflings kann die
mündliche Prutung auch nach ihrem Beginn auf weitere oder
alle Fächer der Kenntnrsprülung ausgedehnt werden

I
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6 Anmeldung zur Teilnahme

Der Ausbildende meldet dre Auszubildenden rechtzeitig beider
OPD zur Teilnahme an der ZwischenprÜlung an.

7 Bewerlung

Dre Bewertung der Prülungsleistungen richtet srch nach

dem Benotungssystem des § 20 der Prüfungsordnung zur
Durchführung von Abschlußprüfungen in anerkannten Ausbil-
dungsberufen. Mrl Hilfe der Bewertung soll lestgestellt werden,

ob beim vorgegebenen Ausbildungsgang ein Ausbildungs-
stand erreicht ist, der erwarten läßt, daß der Auszubildende das
ziel der Berufsausbildung erreichen wird oder ob korrigierende
Maßnahmen erforderltch sind (vgl. Abschn. 8), um das Ziel zu

erreichen.

Die Ergebnisse der Zwischenprufung sind dem Prüfling, ggl
dem geselzlichen Vertreter, dem Ausbildenden und der Beruls-
schule aul einem Formblatt nach Vorgabe der Generaldirektion
mrlzuterlen. Diese Mitteilung ist nicht Bestandtealder PrÜlungs-
unterlagen. Dem Prüf[ng sind auf Wunsch dre Ergebnisse

- soweit möghch durch den Vorsilzenden oder durch ein
anderes Milglied des Prüfungsausschusses - anhand der
Prütungsarberten zu erläutern.

Der Prüfling kann auf Verlangen auch Ernsichl rn dre von ihm
gelertigten Prüfungsarbeiten nehmen.

8 Folgerungen aus der Zwischenprülung

Sind in der Zwischenprüfung Erkenntnisse gewonnen worden,

die korrigierende Maßnahmen erlorderlich machen, so sind
dies€ Erkenntnisse in einem Vermerk für den Prüfling, ggf. den
gesetzlichen Vertreter, den Ausbildenden, den zuständigen
Ausbildungsberaler und die Berulsschule feslzuhallen. Der
Ausbildende hal dafür zu sorgen, daß die Bntsprechenden
korrigierenden Maßnahmen rechtzeilq durchgelÜhrt werden.
Der Vermerk ist nicht Bestandteil der Prütungsunterlagen

9 Niederschrift

Über die Zwischenprütung ist nach Vorgabe der Generaldirek-
tion eine Niederschritt zu lertigen. Sie rst von den Milgliedern
des Prüfungsausschusses zu unterschreiben

10 Nachweis über die Teilnahme

Der Nachweis der Teilnahme ist Zulassungsvoraussetzung
lür die Abschlußprufung.

Für Abschlußprülungen, die bei der DBP statttinden, rsl die
Teilnahme anhand des Verzeichnisses der Berulsausbildungs'
verhältnisse nachzuprüfen.

ln besonderen Einzelfällen isl dem Prüfling auf Antrag eine
besondere Bescheinigung auszustellen.

11 Prürungsunlerlagen

Dre Prulungsunterlagen einschließlich der schrittlichen Prü'
fungsarbeiten sind bis zur Beendigung des Ausbildungs-
verhältnisses aufzubewahlen

12 Schlußbestimmungen

Diese Grundsätze sind vom Tage des lnkratttretens der

,,Prülungsordnung für die Durchführung von AbschlußprÜ-
fungen in anerkannten Ausbildungsberuten" an anzuwenden

Grundsätze für die Durchführung von Zwischenprüfungen (ZwPr Azb)

Der Berutsbildungsausschuß der DBP hat in seiner Sitzung
am 5. 12. 88 die folgenden Grundsätze lür die Durchfuhrung

von zwischenprüf ungen beschlossen.

Von diesen Grundsätzen sind Frauen und Männer gleicher
maßen betrotfen

1 Zweck

Zweck der Zwischenprütung ist die Ermittlung des jeweiligen

Ausbildungsslandes, um gegebenenlalls korrigierend aul die
weitere Ausbildung einwirken zu können

2 Gegensland

Gegenstand der Zwischenprü,ung sind die nach der jeweiligen

Ausbitdungsordnung für die Zeit bis zur Ablegung der
Zwischenprüfung zu vermittelnden Kenntnisse und Fertig-
keiten, die sich aus der dem Ausbildungsrahmenplan ent-
sprechenden sachlichen und zeitlichen Gliederung ergeben,
sowie der im Berufsschulunlerrichl entsprechend den abge-
stimmlen Rahmenlehrplänen zu vermittelnde Lehrstotf, soweit
er lür die Berufsausbildung wesentlich ist Soweit abgestimmte
Bahmenlehrpläne nicht vorliegen, ist die Ausbildungsordnung
zugrunde zu legen

3 Durchlührung

Soweit die Ausbrldungsordnung nichts anderes bestimmt,
sollen mit der Zwischenprüfung Kenntnisse und Fertigkeiten
gepnitt werden.

Nach Maßgabe der Ausbildungsordnung kann ein einfaches
Prüfungsstück vorgesehen werden

Die Prüfung der Kenntnrsse soll schriftlich, gegebenenfalls
auch in programmierter Form, durchgelührt werden.

Nehmen körperlich, geistig oder seelisch Behinderte an der
Prütung teil, so soll bei der zwischenprüfung bereits erprobt
werden, in welcher Weise Behinderungen im Einzellall ber der
Abschlußprütung zu berücksichtigen sind.

4 Aulgabenslellung

Der Prüfungsausschuß beschließl aul der Grundlage der Aus-
bildungsordnung die Prüfungsaufgaben, soweit die Ausbil-
dungsordnung keine Anlorderungen fur die ZwischenprüIung
enthält, beschließl er dre Prülungsaulgaben im Sinne des
Abschnitts 2 dieser Grundsätze.

Hinsichtlrch der Übernahme von überregional erstellten Prü'
fungsaulgaben und ggf. überregional erstellten Bewertungs-
maßstäben gilt § 14 der Prülungsordnung zur Durchtührung
von Abschlußprüfungen rn anerkannten Ausbildungsberulen.

5 Prülungsausschüsse

Für die Durchführung der Zwischenprülung können die OPOn
Prülungsausschüsse, die bereits lür Abschlußprülungen
errichtet sind, furzuständig erklären oder besondere Prüfungs-
ausschusse errichten.

Die Zusammenselzung und Berufung der besonderen Prü-
fungsausschüsse richtet sich nach § 2 der Prülungsordnung
zur Durchtührung von Abschlußprüfungen in anerkannten
Ausbildungsberufen



Hinweise für die Vorbereitung und Durchführung von Abschlußprüfungen
in anerkannten Ausbildungsberufen (Hinweise PrO Azb)

Der Berulsbildungsausschuß der DBP hat in seiner Sitzung
am 5. 12 88 die lolgenden Hinweise tür die Vorbereitung
und Durchlührung von Abschlußprülungen in anerkannten
Ausbildungsberulen beschlossen.

Vondiesen Hinweisen sind Frauenund Männer gleichermaßen
betrol,en.

l Allgemeines

Diese Hinweise geben auf der Grundlage der Prülungs-
ordnung allgemeine Handlungsanweisungen für die Vorberei-
tung und Durchführung von Abschlußprüfungen in anerkann-
len Ausbrldungsberufen Sie srnd im Zusammenhang mit den
Begelungen der Prüfungsordnung anzuwenden. Sie gellen
sinngemäß auch tür Zwischenprütungen.

2 Vorbereitung der Prürung

2.'t Allgemelne Pflichten der Mitglieder
des Prülungsausschusses

Die Milglieder des Prüfungsausschusses haben sich mit
den einschlägigen Bestimmungen zur Prülungsabwicklung,
den Ausbildungsinhalten und den Prulungsanforderungen
veTtraut zu machen

2.2 Prülungsaufgaben
(§§ 12, 14 PrO Azb)

Die Prüfungsaufgaben müssen eindeutig und versländlich
tormuliert sein und in der vorgegebenen Zeit bearbeitet werden
können

2.3 Technische Vorbereitung der Prülung
(§§ 13, 14, 16,20 PrO Azb)

Der Prülungsausschuß hat rechtzeitig vor Beginn der Prütung
eine vorbereitende Sitzung durchzufuhren. Folgende Aul-
gaben sind rn dieser Silzung vom Prülungsausschuß u. a.
zu erledigen:

2.3.1

- Die vom Au,gabengremium erstellten Prüfungsaulgaben
und Bewertungsvorgaben durchsehen und übernehmen,

- Aulsichtslührung lür alle Prüfungsteile lestlegen,

- Durchsichl der Prülungsarbeiten regeln,

- zusälzliche Bewertungen durch weitere Prülungsaus-
schußmitglieder regeln (s Abschn. 3.2.4),

- Eignung der Räumlichkerten lür die Prüfungsdurchlührung
feslsteilen,

- das lür die Prüfung benötigte Material (Schreibmittel,
gekennzeichnetes Paprer, Hilfsmrnel, Werkstotle, Werk-
zeuge usw.) überprüfen.

2.3.2

Prüfungsabnahmebedingungen lür Behinderte festlegen.
Dabei kommen in Bekacht:

1 Eine besondere Organisation der Prutung, z. B :

- Prulung ganz oder teilweise am eigenen Ausbrldungs-
platz;

- Ernzel- slatt Gruppenprülung.

Amtsbl24, 15. 3 1990 353

Anlage 3 zur Amtsblvtg T 7711990

2 Eine besondere Gestaltung der Prülung, z B :

- Zeilverlängerung ;

- angemessene Pausen;

- Anderung der Prüfungsformen;

- Abwandlung der PrüIungsaufgaben;

- zusätzliche Erläuterung der Prüfungsautgaben.

3. Die Zulassung spezieller Hilfen, z B ;

- größere Schriftbilder;

- Anwesenheit einer Vertrauensperson;

- Zulassung besonders konstruierter Apparaturen;

- EinschaltungeinesDolmetschers.

Die besonderen Maßnahmen dürfen dabei lediglich die behrn-
derungsbedingte Benachteiligung ausgleichen. Die Prülungs-
anlorderungen dürfen dadurch qualitativ nicht verändert
werden. Auldie Möglichkeitder Beratung durchden VMSchwb
wird hingewiesen

2.4 Teilnahmeverhinderung
(§ 5 PrO Azb)

lst ein Milglied des Prülungsausschusses verhindert an der
Prüfung mitzuwrrken, hat es dies sowohl der Prüfungsbehörde
als auch dem Vorsitzenden des Prülungsausschusses un-
verzüglich mitzuleilen.

2.5 Aulsichtspllichten
(§§ 13, 15 bis 19 PrO Azb)

Dre Aufsrchtslührenden haben im wesentlichen aul

- selbsiändiges Arbeiten der Prüfungsteilnehmer,

- erlaubte Arbeils- und Hillsmittel,

-Täuschungshandlungen, Ordnungsverstöße, Nichtteil
nahme, Flücktntt, Unleörechungen oder Erkrankungen,

- Weitergabe der Prüfungsunterlagen und

- getroffene Regelungen lür Behinderte

zu achten.

3 Durchtührung der Prütung

3.1 Allgemeines

3.1.1 Unterrichtung der Prüllinge
(§ 17 PrO Azb)

Die Prütlinge sind vor Beginn der Prüfung durch ein Mitglied
des Prüfungsausschusses oder nach einem entsprechenden
Beschluß des Prülungsausschusses durch den Aulsichts-
lührenden über

- den Prülungsablauf,

- die zur Verfügung stehende Zeit,

- die erlaubten Arbeits- und Hilfsmitlel,

- die Folgen von Täuschungshandlungen und Ordnungs-
verstößen

- das Verhalten bei Erkrankungen,

- die Pausenregelung,

;
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- die Regelung für das kurzzeilige und endgültige Verlassen
des Prüfungsraumes durch die Prüflrnge.

- Essen, Trinken und Rauchen (Voraussetzung für das
Gestatten des Rauchens ist das Einverständnis aller)
während des schrittlchen oder praktischen Teils der
Prüfung und

- die vorgesehene Sitzordnung

zu unterrichten.

Die Prüflinge haben sich auf Verlangen über ihre Person
auszuweisen.

3.1,2 Erkrankungen eines Prütungsleilnehmers
(§ 10 PrO Azb)

Erklärt ein Prülling zu Beginn oder vvährend der Prüfung, daß
er sich den Anforderungen der Prülung gesundheitlich nicht
gewachsen lühlt, ist dies in der Niederschritt über die Prüfung
zu vermerken. Die Konsequenzen lür die weitere Abwicklung
der Prülung sind dem Prülling zu erläutern.

3.1.3 Nieder8chrin, Vermerk
(§ 2r PrO Azb)

Es sind eine Niederschrill über die Prüfung sowie Vermerke
über das Ergebnis der Prüfung auf den dalür vorgesehenen
Formblättern zu lertigen. Oie Niederschritt ist von allen an der
Abnahme der Prüfung beteiligten Mitgliedern des Prüfungs-
ausschusses zu unterschreiben.

3,2 Schriftliche Prütung, Fertigkeitsprütung

3.2.1 Bearboilungszeit

Die vorgeschriebene Bearbeitungszeil läutt vom Ende der
Bekannlgabe der Aufgaben an. Dieser Zeitpunkt ist in der
Niederschritt über die Prüfung festzuhalten. Vorgesehene
Arbeitspausen und organisationsbedingte Unterbrechungen
sind nicht Teil der vorgegebenen Bearbeitungszeit.

3.2,2 Täuschungshandlungen, Ordnungsverslöße
(§ 18 PrO Azb)

Täuschungshandlungen und erhebliche Störungen sind dem
Prüfungsausschuß unter Beitügung etwa vorhandener
Beweismittel zu melden und aktenkundig zu machen.

3.2.3 Weitergabe von Prülungsarbeiten
(§§ 5, 20 PrO Azb)

Die gefertigten Arbeiten sind zur Bewertung unvezüglich
in der bei der Vorbereitungssilzung festgelegten Reihenlolg€
weiterzugeben.

3.2.4 Durchsicht und BewErlung der Arbeiten
(§§ 20, 21 Pro Azb)

Schrifiliche Prüfungsarbeiten, Prüfungsstücke und Arbeits-
proben sind von mindeslens zwei Mitgliedsrn des Prüfungs-
ausschusses unabhängig voneinander zu beurt€ilen und zu
bewerlen.

Wird eine schrittliche Arbeit mit ,mangelhaft' oder "ungenü.
gend" bewertel, isl dreses dem Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses mitzuteilen, damit er ggf. gemäß Abschn. 2.3,
vierter Spiegelstrich, die Bewertung der Aöeit durch ein
weiteres Mitglied des Prütungsausschusses veranlaßt.

Bei der Durchsichl schriftlicher Arbeiten sind keine Ande-
rungen oder Ergänzungen des Wortlautes vorzunehmen.
Mängel, die für die Bewertung einer Arbeit bedeutungsvoll
sind, sind zu kennzeichnen.
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Jede Arbeit wird vom Prüfer zunächst ohne Angabe der
Bewertung mit Namenszeichen versehen, damit der Prüfer,
der nachlolgend beurteill, nrcht beeinflußl wird. Die Arbeiten
werden erst in der Beralung des Prüfungsausschusses
endgültig bewertet.

lm Rahmen der Ferligkeitsprülung ist bei Prüfungsstücken
ausschließlich das Endergebnis zu bewerten.

Bei Arbeitsproben sind darüber hinaus auch Arbeitsweise und
Zwischenergebnisse in die Bewertung mil einzubeziehen.

3.3 Mündliche Prürung bzw. Ergänzungsprüfung

3.3.1 Einsicht in die Zulassungsunlerlagen
(§ 10 PrO Azb)

Vor Beginn einer mündlichen Prüfung bzw. Ergänzungs-
prüfung dürlen sich die Mitglieder des Prütungsausschusses
nur anhand der Prülungsuntedagen gemäß § 

'10 der Prüfungs-
ordnung über den Ausbildungsgang des Prüflings inlormieren

3.3.2 Prülungsablaut, -methodik

Vor Beginn einer mündlichen Prülung bzw. Ergänzungs-
prütung hat der Vorsitzende die Prüfungsausschußmitglieder
und anwesende Dritte (Vertreter des Personalrates usw )

den Prüllingen vorzustellen. Der Pdfungsablaul ist in einem
einleitenden Gespräch darzustellen. Dieses Gespräch soll im
\r',iesentlichen helfen, Prülungsängste abzubauen.

Prüfer sollen lrei prüfen. Prüfen anhand von schriftlch
ausgearbeilelen Fragen und/oder Antworten ist unzulässig,
Stichwortartige Aulzeichnungen sind erlaubt. Praktische
Übungen können vorbereilet werden.

Eine mündliche Prüfung bzw. Ergänzungsprufung isl so
zu gestalten, daß der Prülling zeigen kann, inwieweit er den
Prülungsstofl beherrscht. Sie ist in der Form eines Prülungs-
gespräches durchzutühren. Aul Einzelwissen und aul Be-

stimmungen, die in der Praxis erst durch Nachschlagen in

Dienstwerken usw. festgestellt werden, ist kein besonderer
Wert zu leg6n.

Wahrend einer mündlichen Pnilung bzw. Ergänzungsprüfung
dürlen sich Prüfer nrcht mil Arbeiten beschältigen, die nicht in

unmittelbarem Zusammenhang mit der Prüfung slehen.

3.3.3 Pausen

Erne mündliche Prüfung bzw. Ergänzungsprüfung kann durch
Pausen unteörochen werden. Spätestens nach zwei Stunden
Prülungsdauer sollle eine Pause eingelegt werden.

3,3,4 Aufzeichnungen

Es empfiehlt sich, Leistungen und Eindrücke lür die ab-

schließende Beratung aulzuzeichnen.

3.3.5 Bekanntgabs der Ergebnisse
(§§ 21,26 PrO Azb)

Das Ergebnis der Prüfung ist unminelbar nach Abschluß
der Beratung den erfolgreichen und nicht edolgreichen
Prüflingen getrennt voneinander bekanntzugeben.

Oie Prüflinge sind auf ihr Recht zur Einsicht in die Prülungs'
unterlagen hinzuweisen.




